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TEXTLICHER TEIL 

Geänderte oder ergänzte Festsetzungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan „In der 
Au bis Breites Helmet“ sind in rot markiert. 
 
In Ergänzung der Planzeichnung und des Planeintrags wird Folgendes festgesetzt: 

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1. Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16-21a BauNVO) 

1.1 GRZ - Grundflächenzahl 

Grundflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

1.2 GFZ - Geschossflächenzahl 

Geschossflächenzahl entsprechend Planeintrag. 

1.3 Zahl der Vollgeschosse 

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß entsprechend Planeintrag. 

1.4 Höhenlage der baulichen Anlagen 

Der Erdgeschossfußboden ist, im Mittel gemessen, max. 0,80 m über der angrenzenden 
Verkehrsfläche anzuordnen. Bei der Errichtung von Laderampen ist eine Überschreitung 
auf max. 1,10 m zulässig. 

1.5 Höhe der baulichen Anlagen 

Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch maximal zulässige Traufhöhen gemäß 
Planeintrag festgesetzt.  

Die Angabe max. Traufhöhen in der Planvorlage sowie in den schriftlichen Festsetzungen 
bezieht sich auf das Maß, gemessen von der Oberkante des Rohfußbodens im Erdge-
schoss bis zu dem Schnittpunkt des aufgehenden Außenmauerwerks mit der tragenden 
Dachkonstruktion. 

Eine Überschreitung der maximal zulässigen Traufhöhe ist mit untergeordneten techni-
schen Einrichtungen und Aufbauten wie Aufzugsvorrichtungen, Dachbelichtungen, Kli-
matisierungs- oder Belüftungsanlagen für eigene Zwecke bis zu einer Höhe von max. 
1,00 m zulässig. Davon ausgenommen sind Solar- und Photovoltaikanlagen. 

Eine Überschreitung der maximal zulässigen Traufhöhe durch Schornsteine ist bis zu ei-
ner Höhe von max. 1,50 m zulässig. Dabei muss mit den technischen Aufbauten und 
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Einrichtungen ein Mindestabstand von 3,00 m horizontal zur Dachkante eingehalten wer-

den. 

2. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen und Stellung der baulichen Anlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; §§ 22-23 BauNVO) 

2.1 Bauweise 

Zulässige Bauweise entsprechend Planeintrag. Dabei bedeutet: 

a = abweichende Bauweise: Im Sinne einer offenen Bauweise mit einer maximal zu-

lässigen Gebäudelänge von 125 m. 

2.2 Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen bestimmen sich durch Baugrenzen 

entsprechend Planeintrag.  

2.3 Stellung der baulichen Anlagen 

Die Stellung der Hauptgebäude wird durch Gebäudehaupt- / Firstrichtung entsprechend 

Planeintrag festgesetzt. 

3. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12 und 14 BauNVO) 

3.1 Stellplätze 

Stellplätze sind außerhalb der Baugrenzen nur innerhalb der dafür vorgesehenen Flächen 

gemäß Planeintrag zulässig. 

4. Flächen, auf denen zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwir-
kungen bauliche Vorkehrungen zu treffen sind  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

4.1 Schallschutzklasse 3 

In den gekennzeichneten Bereich sind bei der Errichtung von Aufenthaltsräumen in Woh-

nungen und Beherbergungsgaststätten die zur L 549 bzw. zur Industriestraße ausgerich-

teten Fenster (auf drei Gebäudeseiten) so auszuführen, dass diese der Schallschutz-

klasse 3 zuzuordnen sind (VDI 2719). 

4.2 Schallschutzklasse 2 

Büroräume und ähnlich genutzte Räume sind entsprechend der Ziffer 5.1 mit Fenstern 

der Schallschutzklasse 2 auszustatten. 
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5. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Ent-

wicklung von Boden, Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB) 

5.1 Oberflächenbefestigung 

Pkw-Stellplätze, Zufahrten, Hauszugänge, Garagenvorplätze, Terrassen sowie Geh- und 

Fußwege sind so anzulegen, dass das Niederschlagswasser versickern kann (z.B. Rasen-

gittersteine, Rasenpflaster, Schotterrasen, wasserdurchlässige Pflasterung o.ä.). Der Un-

terbau ist auf den Belag abzustimmen. 

5.2 Ausschluss unbeschichteter metallischer Dacheindeckungen und Fassaden-

verkleidungen 

Unbeschichtete metallische Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen sind unzu-

lässig. 

5.3 Beleuchtung des Gebiets 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten ist die Straßen- und Wegbeleuchtung mit insek-

tenschonenden Lampen entsprechend dem aktuellen Stand der Technik auszustatten. Es 

sind Leuchten zu wählen, die das Licht gerichtet nach unten abstrahlen und kein Streu-

licht erzeugen.  

5.4 Ausschluss von Schottergärten und -schüttungen 

Flächenhafte Stein-/ Kies-/ Splitt- und Schottergärten oder -schüttungen sind auf den 

Baugrundstücksflächen unzulässig. Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind dar-

über hinaus, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt 

werden, mit offenem oder bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu un-

terhalten. Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (z.B. Folien, Vlies) sind 

nur zur Anlage von dauerhaft mit wassergefüllten Gartenteichen zulässig. Davon ausge-

nommen sind geschotterte Fußwege. 

5.5 Vorgezogene Maßnahme Brutvögel (CEF) 

Für Höhlenbrüter wie Meisen, Haussperlinge und den Buntspecht sind Nisthilfen als Er-

satz für die entfallenden Strukturen fachgerecht im Planungsgebiet anzubringen und 

dauerhaft zu erhalten. Es sind 5 Nistkästen für Höhlenbrüter wie Kohl- und Blaumeisen, 

3 Nistkästen für den Haussperling, sowie 3 Nistkästen für den Buntspecht anzubringen.   

Aufgrund der siedlungsnahen Lage sind entsprechende Kästen mit Katzen/Marderschutz 

obligatorisch. Ein dreijähriges Monitoring (inklusive Reinigung) im Spätjahr ist durchzu-

führen, um den Erfolg der Maßnahme zu überprüfen. Danach genügt eine einfache, jähr-

liche Reinigung. 

5.6 Vorgezogene Maßnahme Fledermäuse (CEF) 

Der Verlust der potenziell geeigneten Spaltenquartiere durch Abriss der Gebäude ist 

durch das Aufhängen von vier Fledermausflachkästen an Gebäuden (nicht Bäumen) im 

Planungsgebiet auszugleichen. Geeignet wären zum Beispiel die Schwegler 
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Fledermausflachkästen. Der Verlust von potenziell geeigneten Fledermausquartieren bei 
Fällung des Baumbestandes ist durch das Aufhängen von drei Fledermauskästen an Bäu-
men im Planungsgebiet auszugleichen. Geeignet wären zum Beispiel die Schwegler Fle-
dermaus-Universal-Sommerquartiere. 

Ein dreijähriges Monitoring (inklusive Reinigung) im Spätjahr ist durchzuführen, um den 
Erfolg der Maßnahme zu überprüfen. Danach genügt eine einfache, jährliche Reinigung. 

5.7 Baufeldräumung und Gehölzrodung 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG darf die 
Fällung von Gehölzen und der Abriss von Gebäuden nur außerhalb der Brutzeit im Zeit-
raum vom 01. Oktober bis zum 28. Februar erfolgen. 

Aufgrund potenziell möglicher Sommerquartiere ist der Abriss oder Umbau der Ge-
bäude, sowie die Fällung von Bäumen ausschließlich während der Winterschlafzeit (Ende 
Oktober bis Anfang März) durchzuführen. 

6. Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rück-

haltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Zur Retention auf den Grundstücken ist das anfallende Niederschlagswasser der Dach-
flächen in einer Retentionszisterne zu sammeln und gedrosselt in den Mischwasserkanal 
abzuleiten. Eine Kombination der Retentionszisterne mit einer zusätzlichen Brauchwass-
erzisterne ist möglich. Das Retentionsvolumen muss mindestens 18,6 l/m² 
(1,86 m³/100 m²) Dachfläche betragen. Das Mindestvolumen beträgt unabhängig von 
der Größe der Dachfläche 1,00 m³.  Der spezifische Drosselabfluss aus der Retentionszis-
terne ist angelehnt an einen natürlichen Gebietsabfluss (unbebautes Gebiet). Dieser be-
trägt  0,25 l/s je 100 m² Dachfläche. Der minimale Drosselabfluss wird auf 0,1 l/s fest-
gelegt. Die Abflussdrossel hat zu gewährleisten, dass sich der Retentionsraum nach Ein-
stau selbsttätig wieder entleert. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik sind ein-
zuhalten. Die Ausführungsart, Lage und Größe der Zisterne sind im Baugesuch nachzu-
weisen. Der Drosselabfluss sowie der Überlauf der Zisterne sind in den Mischwasserkanal 
einzuleiten. 

Des Weiteren ist in Bezug auf die Rückstausicherung die DIN 1986-T100 zu beachten.  

7. Pflanzgebote und Pflanzbindungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

7.1 Standort für das Anpflanzen von Bäumen im Norden 

Bei Festsetzung des Standorts für Bäume ist dieser in der Regel punktuell genau an der 
im Plan bezeichneten Stelle zu pflanzen und zu unterhalten. Abweichungen bis zu 5,00 m 
sind zulässig. 

Die Artenliste im Anhang ist zu beachten. 
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7.2 Pflanzbindung Einzelbäume 

Die mit einem Erhaltungsgebot belegten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen. Abgängige Bäume sind gemäß Artenliste (Tabelle 1) mit einem Stammumfang 
von mind. 16-18 cm zu ersetzen.  

7.3 Pflanzbindung Bäume und Sträucher im Süden 

Fläche zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern gemäß Planeintrag. Die in dieser Fläche 
vorhandenen Bäume und Sträucher sind zu erhalten und bei Abgang durch gleichwertige 
zu ersetzen. 

II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

1.1 Dachform und Dachneigung 

Als Dachform sind Flachdächer mit einer Dachneigung von 0°- 5° zulässig. 

Geneigte Dächer mit einer Dachneigung von mindestens 20° sind zulässig. 

Einseitige Pultdächer sind unzulässig. 

1.2 Dachdeckung und Fassadengestaltung 

Grelle, glänzende oder stark reflektierende Materialien und Farben sind für die Dachde-
ckung und Fassadenverkleidung mit Ausnahme von Solarkollektoren und Photovoltaik-
anlagen unzulässig. 

Dachflächen von Gebäuden mit Flachdachbauweise sind, insofern diese nicht durch So-
larkollektoren und Photovoltaikanlagen überdeckt werden, zu begrünen. 

III. HINWEISE 

1. Bodenfunde 

Beim Vollzug der Planung können bisher unbekannte Funde entdeckt werden. Diese sind 
unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. 

Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf des 4. Werktags nach der Anzeige in 
unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer 
Verkürzung der Frist einverstanden ist (§ 20 DSchG). 
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Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 

2. Altlasten 

Nach § 202 BauGB ist der Mutterboden in der Bauphase zu erhalten und zu schützen.  

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlasten bekannt. Sollten bei Aus-
hubarbeiten auffällige Verfärbungen, ein auffälliger Geruch oder sonstige ungewöhnli-
che Eigenschaften des Aushubmaterials festgestellt werden, sind die Arbeiten 
einzustellen und das Wasserrechtsamt beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis unverzüg-
lich zu informieren. 

Werden bei Erdarbeiten erdfremde Materialien bzw. verunreinigtes Aushubmaterial an-
getroffen, so ist dieser Aushub von unbelastetem Aushub zu trennen und gemäß § 3 Lan-
des-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und den §§ 7 und 15 Kreislaufwirt-
schaftsgesetz zu verfahren. Die Gemeinde und das Landratsamt sind umgehend über Art 
und Ausmaß der Verunreinigung zu benachrichtigen. 

Bei erheblichem Ausmaß sind die Arbeiten bis zur Klärung des weiteren Vorgehens vor-
läufig zu unterbrechen. Bezüglich des Entsorgungsweges und der Formalitäten gibt der 
zuständige Abfallentsorger Auskunft. 

3. Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) und der bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV) wird hingewiesen. 

Mutterboden, der beim Bau anfällt, ist gesondert von tieferen Bodenschichten auszuhe-
ben und zu lagern. Er ist in kulturfähigem biologisch-aktivem Zustand zu erhalten und 
zur Rekultivierung und Bodenverbesserung zu verwenden (siehe auch § 202 BauGB). 

Als Zwischenlager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen nach § 1 
BBodSchG gewährleisten (z.B. Miete: Schütthöhe bei feinkörnigem Boden mit Pflanzen-
resten max. 1,50 m, bei sandigem Boden mit wenig Pflanzenresten max. 2,50 m, Schutz 
vor Vernässung und Staunässe etc.). 

Entsprechendes gilt für Arbeitsbereiche, Lagerflächen und Flächen der Baustelleneinrich-
tung. Bodenverdichtungen sind zu vermeiden, um die natürliche Bodenstruktur vor er-
heblichen und nachhaltigen Veränderungen zu schützen. Entstandene Bodenverdich-
tungen sind nach Abschluss der Bautätigkeit aufzulockern. 

4. Grundwasserfreilegung 

Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasserfreilegung zu 
rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Landratsamt, Rhein-Neckar-Kreis, 
Wasserrechtsamt, anzuzeigen 
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Die Entnahme von Grundwasser zum Zweck der Wasserhaltung bedarf einer wasserrecht-
lichen Erlaubnis, die rechtzeitig vor Baubeginn beim Wasserrechtsamt des Rhein-Neckar-
Kreises zu beantragen ist. 

Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder in Oberflä-
chengewässer sind nicht erlaubt  

Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die Arbeiten, die 
zur Erschließung geführt haben unverzüglich einzustellen sowie das Landratsamt, Rhein-
Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, zu verständigen. 

Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung der Nie-
derschlagswässer sind die Belange der Grundwasserneubildung zu beachten. 

5. Baugrunduntersuchung 

Es werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 empfohlen. 

6. Regenwasserzisternen 

Der Einbau von Regenwasserzisternen muss durch eine anerkannte Fachfirma erfolgen. 
Der Betrieb der Regenwasserzisterne muss dem Gesundheitsamt und dem Wasserver-
sorger gemeldet werden. Dies gilt nur für Regenwasserzisternen, aus denen in ein 
Brauchwassernetz zur Nutzung innerhalb von Gebäuden eingespeist wird. 

Auf die Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001) und das DVGW Regelwerk W 400-1-
Technische Regeln Wasserverteilungsanlagen wird hingewiesen. 

Bei der Nutzung von Regenwasser ist das Arbeitsblatt DBVW Technische Regel Arbeits-
blatt W555 zu beachten. 

7. Einfriedungen  

Bei der Herstellung von Einfriedungen sind die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes 
Baden-Württemberg (NRG) zu beachten. 

8. Lage im HQextrem 

Da das Plangebiet auch bei einem extremen Hochwasser (HQextrem) überflutet werden 
kann, haben sich die Grundstückseigentümer gegen Schäden am Bauvorhaben, die durch 
eine Überflutung bzw. durch auftretendes Druckwasser verursacht werden können, durch 
geeignete Maßnahmen selbst und auf eigene Kosten zu sichern. 

Nach § 78b Abs.1 WHG ist bei der Neuausweisung bzw. Änderung eines Bebauungsplans 
im Risikogebiet, insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermei-
dung erheblicher Sachschäden zu berücksichtigen. 



Gemeinde Eschelbronn– Gemarkung Eschelbronn 

Bebauungsplan „In der Au bis Breites Helmet – 2. Änderung“ 

Textlicher Teil – Satzung Seite 9  

Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen im HQextrem Bereich sind untersagt, wenn 
andere weniger wassergefährdende Energieträger zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten 
zur Verfügung stehen oder die Heizölverbraucheranlage nicht hochwassersicher errichtet 
werden kann. 

Auf die Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 
wird verwiesen. 

9. DIN 1986-T100 

Die DIN 1986-T100 (Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke – Teil 100: 
Bestimmungen in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN 12056) wird in Zimmer 7 im 
Rathaus der Gemeinde Eschelbronn zur Einsichtnahme bereitgehalten. Zudem kann sie 
käuflich über den Beuth-Verlag, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin, erworben werden. 

10. VDI Richtlinie 2719 

Die VDI Richtlinie 2719 (Schalldämmung von Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen, 
1987-08) werden in Zimmer 7 im Rathaus der Gemeinde Eschelbronn zur Einsichtnahme 
bereitgehalten. Zudem kann sie über den Beuth-Verlag, Burggrafenstraße 6, 10787 Ber-
lin, bezogen werden. 

11. Abwasser und Fremdwasser 
Durch einen satzungsgemäßen Anschluss der Grundstücke an das öffentliche Kanalnetz 
ist die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicherzustellen. 
Fremdwasser (Quellen-, Brunnen-, Grabeneinläufe, Dränagen etc.) darf nicht der Kläran-
lage zugeführt werden, sondern ist ggf. getrennt abzuleiten. In Bereichen mit höherem 
Grundwasserstand dürfen Drainagen nur in ein Gewässer bzw. in einen Regenwasserka-
nal abgeführt werden. Ansonsten ist auf den Bau von Kellern zu verzichten oder die Keller 
sind als weiße Wanne auszubilden. 

12. Geotechnik 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich quartärer Lockergesteine (Löss) mit im Detail nicht bekannter Mächtig-
keit. Darunter werden die Gesteine des Mittleren Muschelkalks erwartet. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer ge-
plant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) 
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verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versi-

ckerungsgutachtens empfohlen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-

beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-

higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei 

Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 

werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 

4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

IV. ARTEN- UND SORTENLISTEN 

Artenliste 1: Sortenliste für Baumpflanzungen im Stellplatzbe-
reich
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